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ich freue mich, Ihnen die fünfte Ausgabe meiner Wahl-
kreiszeitung präsentieren zu können. Wie gewohnt er-
halten Sie wieder einen Einblick in meine parlamenta-
rische Arbeit.

Ein an – vor allem negativen – Ereignissen reiches Jahr 
2022 ist zu Ende gegangen, das Jahr 2023 verspricht 
nicht weniger spannend und ereignisreich zu werden. 
Die fatalen Entscheidungen der Ampel- Koalition in 
Berlin beginnen sich massiv auszuwirken: Die Kosten 
für Energie steigen ins Unermessliche, belasten Bürger 
und zwingen Unternehmen in die Knie. Die unkontrol-
lierte Massenzuwanderung nach Deutschland erreicht 
neue Dimensionen (siehe hierzu den Beitrag auf Seite 
8). Nicht zuletzt infolgedessen wird bezahlbarer Wohn-
raum immer knapper. Die deutsche Staatsbürgerschaft 
soll künftig geradezu verschleudert werden (siehe hier-
zu den Beitrag auf Seite 3). Und der Hype um „Transgen-
der“ nimmt zu – eine bedenkliche Entwicklung, zumal 
nun auch unsere Jugendlichen akut bedroht sind (siehe 
hierzu Beitrag 4). 

Vor diesem Hintergrund und im Hinblick auf die kom-
mende Landtagswahl in Bayern am 8.10.2023 inszeniert 
sich Söders CSU als vernunftorientierte und konserva-
tive Alternative zu der Koalition der drei Links- Parteien 
der Ampel. Was für ein Hohn! Haben doch Söder und 
seine CSU sowie deren Schwesterpartei CDU maßgeb-
lich an den falschen Weichenstellungen bei den großen 
Themen mitgewirkt.

Solchen dreisten Inszenierungen werden wir als Frak-
tion und ich persönlich als MdL weiterhin entschieden 
entgegentreten!

Ich wünsche eine erkenntnisreiche Lektüre und würde 
mich freuen, Sie bei einer meiner Veranstaltungen be-
grüßen zu dürfen!

Mit besten Grüßen

Jan Schiffers, MdL

Jan Schiffers

Liebe Leser, geschätzte Bürger,Liebe Leser, geschätzte Bürger,

Politik hautnah erleben!Politik hautnah erleben!

Termin: 18.04.2023Termin: 18.04.2023Für Sie

KOSTENFREI!

inkl. Bus &

Verpflegung

Kommen Sie mit auf Besucherfahrt in den Bayerischen Landtag
Wenn auch Sie Politik hautnah erleben möchten, können Sie sich jetzt für die  nächste 
Fahrt am 18.04.23 anmelden. Anmeldungen unter Tel. 0951 - 914 166-45 oder per Mail  

an landtagsfahrt@jan-schiffers-mdl.de.

Bei Fragen stehen wir Ihnen während unserer 
Bürozeiten gerne zur Verfügung.
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Verramschen der Verramschen der 
Deutschen Staatsbürgerschaft?Deutschen Staatsbürgerschaft?

Nicht mit uns!

Die Links-Koalition in Berlin will Einbürgerungen künf-

tig erleichtern - obwohl die Hürden, die deutsche Staats-

angehörigkeit zu erhalten, schon nach jetzigem Stand 

sehr niedrig sind. Treibende Kraft bei diesen Bestrebun-

gen ist Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD).

Die bisher dafür als Voraussetzung geltende Frist von 

acht Jahren Aufenthalt in Deutschland soll auf fünf 

Jahre verkürzt werden. Bei „besonderen Integrations-

leistungen“ soll eine Einbürgerung schon nach drei 

Jahren möglich sein. Außerdem sollen in Deutschland 

geborene Kinder von ausländischen Eltern automatisch 

die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten. Vorausset-

zung ist, dass mindestens ein Elternteil seit fünf Jahren 

„seinen gewöhnlichen Aufenthalt“ in Deutschland hat. 

Dies wurde so im Koalitionsvertrag zwischen den Am-

pel-Parteien SPD, Grünen und FDP vereinbart.  

Für die AfD und mich als integrationspolitischen Spre-

cher stellt die Verleihung der deutschen Staatsbürger-

schaft den krönenden Abschluss einer gelungenen In-

tegration dar. Doch was die Ampel-Koalition nun vorhat, 

kehrt diesen Prozess um. Sie entwertet die deutsche 

Staatsbürgerschaft, und damit entfällt jeglicher Anreiz 

für Ausländer, sich zu integrieren. 

Das ist nicht nur dem Grundsatz nach falsch, sondern 

auch ein Schlag ins Gesicht der Zuwanderer und ihrer 

Nachkommen, die vor Jahrzehnten nach Deutschland 

kamen – etwa aus unseren östlichen Nachbarstaaten, 

Italien, Griechenland, dem ehemaligen Jugoslawien und 

zu einem erheblichen Teil auch aus der Türkei (um nur 

beispielhaft einige Länder zu nennen),  – und die sich 

aus eigener Anstrengung um dieses Land verdient ge-

macht haben, sich erfolgreich integriert haben und an-

schließend völlig zu Recht eingebürgert wurden.

Die deutsche Staatsangehörigkeit ist untrennbar mit 

unserer Kultur und Sprache verbunden. Sie allein auf 

die Aufenthaltsdauer in Deutschland zu reduzieren, ist 

der völlig falsche Ansatz. Nur eine gute Integration und 

die unbedingte Achtung unserer Gesetze dürfen zum 

Erhalt der deutschen Staatsbürgerschaft führen. 

Dass die Ampel hier mit unserer Staatsangehörigkeit 

wie mit einer Ramschware umgeht, können wir als 

Rechtsstaatspartei nicht hinnehmen. Daher fordern wir 

eine sofortige Abkehr von diesem ideologischen Blind-

flug. Die Anforderungen für den Erhalt der deutschen 

Staatsbürgerschaft sollten wieder erhöht und nicht ge-

senkt werden!
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NEINNEIN zum Transgender-Hype  zum Transgender-Hype 
Keine geschlechtsangleichenden Maßnahmen schon bei Minderjährigen!

Psychiater und Kinder- und Jugendärzte berichten von 
deutlich zunehmenden Fällen von „Geschlechtsdyspho-
rien“ bei Kindern und Jugendlichen. Besonders häufig 
sind Mädchen betroffen. Wenn Menschen sich mit ihrem 
angeborenen biologischen Geschlecht nicht identifizie-
ren können und unter dieser Körper-Geschlechtsinkon-
gruenz leiden, spricht man von „Geschlechtsdysphorie“ 
oder von „Gender-Dysphorie“. Während diese Diagnose 
noch vor wenigen Jahren sehr selten war, sind die Fälle in 
den letzten 10 bis 20 Jahren dramatisch gestiegen. So be-
richten einschlägige Spezialambulanzen in Deutschland 
über eine Verfünffachung geschlechtsdysphorischer 
Patienten im Zeitraum 2013 bis 2018. Infolgedessen wer-
den zunehmend Kinder vor der Pubertät medikamentös 
mit sog. Pubertätsblockern behandelt. 

Fachleute wie die Fachärztin für Kinder- und Jugend-
medizin, Annette Richter -Unruh sprechen in diesem 
Zusammenhang von einem „Transgender-Hype“. Und 
tatsächlich ist festzustellen, dass das Thema „Trans“ in 
vielen Medien sehr häufig und sehr einseitig präsentiert 
wird. Besonders eifrig sind hier die öffentlich-rechtli-
chen Medien. So gab es in der „Sendung mit der Maus“ 
einen siebenminütigen Beitrag, in dem Katja (früher 
Erik) erklärt, was es bedeutet, „trans“ zu sein. 

Die einseitige und geradezu anpreisende Darstellung 
des Themas erfolgte sogar auf einer offiziellen Internet-
seite des Bundesfamilienministeriums. Auf dem „Re-
genbogenportal“ war ein Beitrag veröffentlicht, in dem 
sehr jungen Heranwachsenden die Einnahme von Pu-
bertätsblockern geradezu schmackhaft gemacht wurde.

Wörtlich hieß es unter anderem:

 „Bin ich trans-geschlechtlich? Woher weiß ich das? 
Nimm dir Zeit. Probiere es aus. Fühlst du dich als Mädchen 
wohler? Oder fühlst du dich als Junge wohler? Wichtig ist: 
Es soll dir jetzt gut gehen. Wie du in 10 Jahren leben wirst, 
ist egal. Als Mann? Als Frau? Das musst du im Moment 
noch nicht entscheiden.
Pubertäts-Blocker nehmen: 
Bist du noch sehr jung? Und bist du noch nicht in der  
Pubertät? Dann kannst du Pubertätsblocker nehmen.“

Eine derartige Beeinflussung von Kindern auf einer 
offiziellen Seite des Bundesfamilienministeriums ist 
einfach skandalös. Nach einer heftigen Welle der Kritik 
wurde der Beitrag schließlich von der Seite entfernt. 

Dennoch ist festzuhalten, dass die jetzige Bundesregie-
rung an ihrem hochgefährlichen Kurs festhält. Mit dem 
Parlamentarischen Staatssekretär Sven Lehmann, der 
zugleich „Queer-Beauftragter“ der Bundesregierung ist, 
sitzt ein echter Hardliner an exponierter Stelle. „Welches 
Geschlecht ein Mensch hat, kann kein Arzt von außen at-
testieren“ so Lehmann. 

In diesem Jahr soll das sog. Selbstbestimmungsgesetz 
verabschiedet werden. Nach dem bislang vorliegenden 

Bildschirmfoto: regenbogenportal.de
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Dringlichkeitsantrag 
der Abgeordneten Ulrich Singer, Roland Magerl, Jan Schiffers, Andreas Winhart 
und Fraktion (AfD) 

Schutz von Kindern und Jugendlichen mit Geschlechtsdysphorie vor ge-
schlechtsangleichenden medizinischen Eingriffen 
Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag stellt fest: 
Kinder- und Jugendpsychiater beobachten mit Sorge, dass immer häufiger Kinder 
und Jugendliche angeben, sich mit ihrem angeborenen Geschlecht nicht identifizie-
ren zu können und unter dieser Geschlechtsinkongruenz zu leiden (sogenannte Ge-
schlechtsdysphorie). Als Folge steigt seit Jahren erheblich die Zahl junger Men-
schen, darunter auch von Kindern unter 14 Jahren, die mit sogenannten Pubertäts-
blockern bzw. gegengeschlechtlichen Hormonen behandelt werden. Insbesondere 
die physischen und psychischen Nebenwirkungen und Folgen der Therapie mit Pu-
bertätsblockern sind unzureichend erforscht. Studienergebnisse weisen auf irrever-
sible Schäden bei den behandelten Kindern hin. Üblicherweise söhnen sich ge-
schlechtsdysphorische Kinder nach der Pubertät mit ihrem Geburtsgeschlecht aus, 
d. h. eine Geschlechtsdysphorie ist in den allermeisten Fällen ein passageres Phä-
nomen. Entgegen dieser Erfahrung entscheiden sich nahezu alle Kinder und Ju-
gendlichen, die mit Pubertätsblockern therapiert werden, konsekutiv für die Ein-
nahme gegengeschlechtlicher Hormone, also für einen „Geschlechtswechsel“.  Der Landtag stellt daher fest, dass hier der begründete Verdacht besteht, dass Ge-
schlechtsdysphorien, die die Betroffenen im natürlichen Verlauf überwunden hätten, 
iatrogen forciert werden. Dies ist problematisch, denn persistiert der Transitions-
wunsch, folgen in der Regel bei einem jungen gesunden Menschen eine lebens-
lange Hormonsubstitution und geschlechtsangleichende Operationen mit gravieren-
den Folgen für den Körper, wie z. B. bleibende Infertilität. Der Landtag stellt weiterhin fest, dass die Gabe von Pubertätsblockern, gegenge-
schlechtlichen Hormonen und vergleichbaren Präparaten bei einem nicht einwilli-
gungsfähigen Kind daher erhebliche ethische Probleme aufwirft und dementspre-
chend nicht vertretbar ist. Entgegen der ärztlichen Empfehlung, einschneidende 
Eingriffe wie irreversible geschlechtsangleichende Operationen erst bei volljährigen 
Patienten durchzuführen, kommt es immer wieder vor, dass gesunden jungen Mäd-
chen mit Geschlechtsdysphorie nicht nur die Brüste amputiert, sondern ebenfalls 
Gebärmutter und Eierstöcke entfernt werden. Hier ist es die Aufgabe des Gesetz-
gebers, das Kindeswohl zu schützen und derartige Eingriffe mit fragwürdiger medi-
zinischer Indikation bei Minderjährigen zu untersagen. 2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, 1. sich auf allen Ebenen für einen Gesetzentwurf einzusetzen, der die Behandlung 

von nicht einwilligungsfähigen Kindern mit Pubertätsblockern, gegenge-
schlechtlichen Hormonen und vergleichbaren Medikamenten unterbindet und 
damit verbunden geschlechtsangleichende chirurgische Eingriffe an Minderjäh-
rigen untersagt, 

Entwurf soll es künftig möglich sein, durch bloße Erklä-
rung gegenüber einer Behörde sein „soziales“ Geschlecht 
zu ändern. Bereits 14-Jährige sollen – gegebenenfalls 
ohne Zustimmung der Eltern – diese Möglichkeit haben.

Die Risiken und die negativen Folgen werden in den meis-
ten Medien nicht thematisiert (vom Bundesfamilienmi-
nisterium selbstverständlich erst recht nicht). Viele Be-
troffene bereuen die getroffene Entscheidung später und 
leiden massiv unter den vorgenommenen Eingriffen.

Die Therapie mit Pubertätsblockern ist schon deshalb 
problematisch, weil sich die behandelten Kinder fast 
immer für eine anschließende gegengeschlechtliche 
Hormontherapie entscheiden, deren Folgen, insbeson-
dere der Verlust der Fertilität, irreversibel 
sind. Damit nimmt diese gut gemeinte 
Hinauszögerung der Pubertät den be-
troffenen Kindern die Chance, ihre Ge-
schlechtsdysphorie auf natürlichem 
Weg durch die Pubertät zu überwinden. 
Denn die empfundene Geschlechtsin-
kongruenz in der Zeit des Heranwach-
sens ist nach Erfahrung von Psychiatern 
in den allermeisten Fällen ein vorüber-
gehendes Phänomen: Nach Angaben 
von Alexander Korte, Oberarzt an der 
Poliklinik für Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie an der Uniklinik München, lag 
der Anteil derjenigen, die auch nach 
der Pubertät bei dem Wunsch nach 
körperverändernden geschlechts-
angleichenden Maßnahmen blieben, 
bei 15 bis 20 Prozent. Seit Pubertäts-
blocker verabreicht werden, liegt er 
bei nahezu 100 Prozent.

In den seltenen Fällen, in denen tat-
sächlich eine Geschlechtsdysphorie 
vorliegt, bedürfen die Betroffenen 
selbstverständlich Unterstützung 
und gegebenenfalls medizinische 

Behandlung- nach Erreichen der Volljährigkeit. Die Ver-
abreichung von schweren Medikamenten wie Pubertäts-
blockern oder gar chirurgische Eingriffe lehnen wir bei 
Minderjährigen dagegen ab.

Heranwachsende sind in besonderer Weise schutzbe-
dürftig. Aus diesem Grund haben wir den Antrag „Schutz 
von Kindern und Jugendlichen mit Geschlechtsdyspho-
rie vor geschlechtsangleichenden medizinischen Ein-
griffen“ in den Landtag eingebracht.

Der fatale Trend muss umgehend gestoppt werden-  zum 
Schutz der Kinder und Jugendlichen und um viel Leid zu 
vermeiden.
 

QR-Code scannen
und Antrag 
online lesen.
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Kein Jahr ist es her, seit das Werbeverbot für Abtreibun-
gen abgeschafft wurde, und schon steht der Paragraf 
218 StGB zur Debatte. Die grüne „Familien“-Ministerin 
Lisa Paus drängt auf Streichung des Paragrafen aus dem 
Strafgesetzbuch. „Es geht um das Menschenrecht auf re-
produktive Selbstbestimmung und um das Recht, über 
den eigenen Körper zu entscheiden“, schrieb sie auf 
Twitter und ignorierte dabei, dass es sich 
hier nicht nur um das Leben der Frau, 
sondern auch um das des ungebo-
renen Kindes handelt.

Jan Schiffers, kinder- und 
jugendpolitischer Sprecher 
der AfD-Fraktion im Baye-
rischen Landtag, kommen-
tiert dies wie folgt:

„Paragraf 218 StGB zu strei-
chen, wäre der letzte Schritt 
zum Dammbruch. Die Bun-
desregierung sägt am Fun-
dament der deutschen Gesell-
schaft, bis nichts mehr bleibt, was 
einst als unverhandelbar galt. Darüber 
hinaus ist der Vorstoß ein Angriff auf den 
Kernbereich unserer Verfassung: das Recht auf Leben 
und die Menschenwürde, die auch ungeborenen Men-
schen zuteilwird. Nachdem erst im vergangenen Jahr 
mit dem § 219a StGB das Werbeverbot für Abtreibungen 
abgeschafft wurde, wird nun gefordert, Abtreibungen 
nicht länger unter Strafe zu stellen.

Wo bleiben eigentlich die Rechte der ungeborenen Kin-
der? Der Streichung von § 219a StGB ging eine jahre-
lange Kampagne mit dem Ziel voraus, Abtreibungen zu 
normalisieren. So wurde aus dem Kind im Mutterleib ein 
‚Zellhaufen‘, die Familiengründung ‚Reproduktion‘ und 
das Werbeverbot ein angebliches ‚Informationsverbot‘.

Über die Motive und Vorhaben der Bun-
desregierung sollte man sich nicht 

hinwegtäuschen lassen. Ein regel-
rechter Kinderhass hat sich aus-

gebreitet, und diesen gilt es zu 
überwinden!

Zweifellos gibt es Fälle, in 
denen eine Abtreibung – 
etwa aus medizinischen 
oder kriminologischen 
Gründen – auch nach jet-

ziger Rechtslage straflos 
bleibt. Jedoch ist es ein Ar-

mutszeugnis für unser Land, 
wenn als häufigste Gründe für 

die Abtreibung ein ungünstiger 
Zeitpunkt für die Schwangerschaft, 

Partnerschaftsprobleme und Überlastung 
genannt werden.

Die AfD ist die einzige Partei, die sich für den Schutz des 
ungeborenen Lebens einsetzt. Kinder sind lebens- und 
liebenswert! Wir sollten alles tun, um ungeborenen Kin-
dern die Geburt zu ermöglichen.“

Nächster Tabubruch der Ampel Nächster Tabubruch der Ampel 
Bundesfamilienministerin will § 218 StGB abschaffen und Abtreibungen völlig freistellen

Informieren Sie sich über meine Arbeit 
als Abgeordneter des Bayerischen Landtags.

Alle Termine, Redebeiträge, Anfragen & 
Anträge finden Sie unter www.jan-schiffers.de

Immer aktuell informiertImmer aktuell informiert
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7

im Bayerischen Landtag 2023

Plenarsitzungen (Vollsitzungen)

Plenarsitzungen, d. h. die öffentlichen Lesungen, Beratungen und Aussprachen im 
Landtag, werden auf der Webseite des Bayerischen Landtages live übertragen. 

Die Debatte können Sie unter https://www.bayern.landtag.de/ mitverfolgen!

Vollsitzungen Ausschusssitzungen
Arbeitskreise

Informationswochen

SITZUNGSTERMINE
MÄRZ

KW Mo Di Mi Do Fr Sa So

9 1 2 3 4 5

10 6 7 8 9 10 11 12

11 13 14 15 16 17 18 19

12 20 21 22 23 24 25 26

13 27 28 29 30 31

FEBRUAR

KW Mo Di Mi Do Fr Sa So

5 1 2 3 4 5

6 6 7 8 9 10 11 12

7 13 14 15 16 17 18 19

8 20 21 22 23 24 25 26

9 27 28

APRIL

KW Mo Di Mi Do Fr Sa So

13 1 2

14 3 4 5 6 7 8 9

15 10 11 12 13 14 15 16

16 17 18 19 20 21 22 23

17 24 25 26 27 28 29 30

MAI

KW Mo Di Mi Do Fr Sa So

18 1 2 3 4 5 6 7

19 8 9 10 11 12 13 14

20 15 16 17 18 19 20 21

21 22 23 24 25 26 27 28

22 29 30 31

JUNI

KW Mo Di Mi Do Fr Sa So

22 1 2 3 4

23 5 6 7 8 9 10 11

24 12 13 14 15 16 17 18

25 19 20 21 22 23 24 25

26 26 27 28 29 30

JULI

KW Mo Di Mi Do Fr Sa So

26 1 2

27 3 4 5 6 7 8 9

28 10 11 12 13 14 15 16

29 17 18 19 20 21 22 23

30 24 25 26 27 28 29 30

31 31

BÜRGERNAH! - Informationen für den Wahlkreis



Eigentlich wäre die Sache ganz einfach: Es gibt zwischen 
der Stadt Bamberg und dem Freistaat Bayern bekannt-
lich eine schriftliche Vereinbarung, in der unmissver-
ständlich festgelegt ist, dass der Betrieb der Einrichtung 
mit Ablauf des Jahres 2025 eingestellt wird. Mittlerwei-
le wird das fest vereinbarte Ende der Einrichtung aber 
von der Staatsregierung infrage gestellt. Innenminister 
Herrmann hat geäußert, das Ende 2025 sei „nicht in Stein 
gemeißelt“- ein echter Skandal im Hinblick auf die klare 
Vereinbarung!

Das ANKER-Zentrum in Bamberg-Ost ist zudem seit 
Monaten deutlich überbelegt. Erneut sind die Bele-
gungszahlen im ANKER-Zentrum Bamberg gestiegen. 
Stand 9.1.2023 sind 2.470 Menschen in der AEO unterge-
bracht. Die Vereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern 
und der Stadt Bamberg sieht jedoch vor, dass die Auf-
nahmekapazität auf maximal 1.500 Personen begrenzt 
wird.

Der dauerhafte Bruch der Vereinbarung 
durch den Freistaat Bayern ist nicht hin-
nehmbar. Die Staatsregierung muss end-
lich Sorge dafür tragen, dass die Vereinba-
rung eingehalten wird und unverzüglich 
handeln. Hierzu habe ich im Landtag ei-
nen entsprechenden Antrag eingereicht. 
Es ist vollkommen inakzeptabel, dass der 
Freistaat Bayern sich nicht an die eigene 
Vereinbarung hält. Die seit Langem be-
stehende Überbelegung der Einrichtung 
ist eine erhebliche Belastung für die An-
wohner und ganz Bamberg-Ost, die nicht 
mehr tragbar ist.

Ein wichtiger und überfälliger Schritt 
wäre zudem, dass die Staatsregierung 
endlich unmissverständlich erklärt, dass 
der Betrieb der AEO mit Ablauf des Jah-
res 2025 eingestellt wird. Es wird höchs-
te Zeit, dass die Staatsregierung hier 
Klarheit schafft, nachdem Innenminis-
ter Joachim Herrmann wiederholt das 
Ende der Einrichtung zum vereinbar-
ten Termin infrage gestellt hat. Auch 
dies fordere ich mit einem eigenen An-
trag im Landtag ein.

ANKER-Zentrum BambergANKER-Zentrum Bamberg
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Antrag 
des Abgeordneten Jan Schiffers AfD 

Betrieb des ANKER-Zentrums Bamberg vereinbarungsgemäß einstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich an die bestehenden Vereinbarungen der 

gemeinsamen Erklärung des Freistaates Bayern und der Stadt Bamberg vom 

14.08.2015 zu halten und den Betrieb der Aufnahmeeinrichtung Oberfranken, vormals 

Ankunfts- und Rückführungseinrichtung, zum Ende des Jahres 2025 endgültig einzu-

stellen. 
 
 
Begründung: 

Gemäß Vereinbarung in der Gemeinsamen Erklärung des Freistaates Bayern und der 

Stadt Bamberg vom 14.08.2015 ist die Aufnahme- und Rückführungseinrichtung, die 

seit dem 01.08.2018 als ANKER-Zentrum fungiert und mittlerweile den Titel Aufnahme-

einrichtung Oberfranken (AEO) trägt, auf maximal 10 Jahre befristet. Das unwiderrufli-

che Ende der Einrichtung ist mit Ablauf des Jahres 2025 verbindlich fixiert. 

Entgegen dieser eindeutigen Vereinbarung hat Staatsminister des Innern, für Sport und 

Integration Joachim Herrmann wiederholt das festgelegte Ende der Einrichtung in Zwei-

fel gezogen. So äußerte Staatsministerin Joachim Herrmann, dass Ende des Betriebs 

des ANKER-Zentrums sei „nicht in Stein gemeißelt“. 

Auf eine Anfrage zum Plenum zur Plenarsitzung am 27.09.2022 antwortete die Staats-

regierung: 

„Zum jetzigen Zeitpunkt können angesichts der derzeitigen Entwicklung der Zugangs-

zahlen keine verbindlichen Aussagen betreffend etwaiger Planungen für die Zeit nach 

dem Jahr 2025 getroffen werden.“ 

Das vertraglich vereinbarte Ende des Betriebs der Einrichtung wird also offen in Frage 

gestellt. Damit braucht es zwingend eines Beschlusses des Landtags, um die Einhal-

tung der Vereinbarung einzufordern. 

Es wäre ein fatales Zeichen an die Bürger, wenn sich herausstellen sollte, dass der 

Freistaat sich nicht an die schriftliche Vereinbarung und die eigene Zusage hält. Das 

Vertrauen in die Politik würde großen Schaden nehmen. Darüber hinaus ist die Einstel-

lung des Betriebs der AEO zum vereinbarten Datum wesentlich für die weitere positive 

Stadtentwicklung der Stadt Bamberg. Um Planungssicherheit zu haben, ist es im Hin-

blick auf die unklare Haltung der Staatsregierung erforderlich, jetzt für Klarheit zu sorgen 

und einen entsprechenden Beschluss herbeizuführen. 

kein Ende in Sicht?

QR-Code scannen

und Antrag online 

lesen.
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Aber wie positioniert sich eigentlich die 
Stadt Bamberg zu dem fortgesetzten Ver-
tragsbruch durch den Freistaat? Hierzu 
hat der Stadtrat Ende Oktober eine Reso-
lution verabschiedet. Darin wird – nach-
vollziehbar und zu Recht – die Einhaltung 
der Vereinbarung durch den Freistaat 
Bayern eingefordert. Allerdings wird in 
der Resolution zugleich ausdrücklich be-
tont, dass die Stadt Bamberg auch nach 
2025 bereit ist, Flüchtlinge über die ge-
setzliche Quote, die nach der Rechtslage 
erfüllt werden muss, hinaus aufzuneh-
men. Die Stadt Bamberg bettelt damit 
geradezu um die Zuweisung von mehr 
Asylbewerbern als gesetzlich erforder-
lich wäre! 

Ein schwerer Fehler, der die Position 
Bambergs gegenüber dem Freistaat 
schwächt. Und darüber hinaus auch 
durch nichts gerechtfertigt. Aus wel-
chem Grund sollte Bamberg gerade in 
Anbetracht der angespannten Wohn-
raumsituation freiwillig noch mehr 
Asylbewerber aufnehmen? Aufgrund 
dieser Forderungen haben die bei-
den AfD-Stadträte dieser Resolution 
im Stadtrat nicht zugestimmt. Diese 
wurde gegen 5 Nein-Stimmen ange-
nommen- die große Mehrheit (dar-
unter die CSU, SPD, die Grünen, die 
FDP und die FW) hat damit der Stadt 
Bamberg einen echten Bärendienst 
erwiesen.

 

18. Wahlperiode 
11.01.2023  Drucksache 18/25910 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 

Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 
des Abgeordneten Jan Schiffers AfD 

Vereinbarte Höchstgrenze der Belegung des ANKER-Zentrums Bamberg  
gewährleisten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich an die bestehenden Vereinbarungen der 
gemeinsamen Erklärung des Freistaates Bayern und der Stadt Bamberg vom 
14.08.2015 zu halten und umgehend und bis zum Ende des Betriebs der Aufnahmeein-
richtung Oberfranken (AEO) mit Ablauf des Jahres 2025 eine Belegung mit nicht mehr 
als 1 500 Menschen zu gewährleisten.  
 
Begründung: 
Gemäß Vereinbarung in der Gemeinsamen Erklärung des Freistaates Bayern und der 
Stadt Bamberg vom 14.08.2015 ist die Aufnahme- und Rückführungseinrichtung, die 
seit dem 01.08.2018 als ANKER-Zentrum fungiert und mittlerweile den Titel Aufnahme-
einrichtung Oberfranken (AEO) trägt – befristet auf maximal 10 Jahre. Das unwiderruf-
liche Ende der Einrichtung ist mit Ablauf des Jahres 2025 verbindlich fixiert. In der Vereinbarung ist ausdrücklich festgehalten, dass maximal 1 500 Menschen in der 
Unterkunft untergebracht sind. Wörtlich heißt es in Ziffer 1 Satz 1: „Die Aufnahmekapa-
zität auf dem Konversionsgelände wird auf maximal 1 500 Personen begrenzt.“ Entgegen dieser eindeutigen Vereinbarung ist die Einrichtung in den letzten Monaten 
durchgehend überbelegt. 
Stand 05.12.2022 waren 2 437 Menschen im ANKER-Zentrum untergebracht, aktuell 
(Stand: 09.01.2023) sind es 2 470 Menschen. Die seit Langem bestehende deutliche Überbelegung stellt nicht nur einen Bruch der 
Vereinbarung durch den Freistaat Bayern dar, sondern ist zudem eine erhebliche Be-
lastung für die Anwohner der Einrichtung und den gesamten Stadtteil Bamberg-Ost. Beides ist nicht länger hinnehmbar, sodass der Landtag durch einen entsprechenden 
Beschluss für Abhilfe sorgen muss. 

QR-Code 
zum Antrag
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Die Einführung des sog. Bürgergelds feiert die selbst 
ernannte Fortschrittskoalition in Berlin als „großes so-
zialpolitisches Projekt“. Doch es handelt sich um einen 
verhängnisvollen Irrweg. Zwar gab es – nach Pseudo-Wi-
derstand aus CDU und CSU im Bundesrat – kleinere Än-
derungen am ursprünglichen Entwurf der Ampel. Doch 
die grundlegenden Fehler sind geblieben.

Schon der Begriff „Bürgergeld“ ist irreführend, denn der 
Begriff „Bürger“ steht doch eigentlich für Menschen, die 
sich und ihrer Familie ein unabhängiges Leben sichern, 
und zwar durch eigene Arbeit und eigene Leistung.

Historisch hat sich der ehemaligen Bürger gegenüber 
dem Staat den Anspruch auf politische Teilhabe und 
Mitwirkung erstritten. Eigentum und Freiheit sind we-
sentliche Säulen für den Bürger im eigentlichen Sinne. 
Mit dem wohlklingenden Begriff „Bürgergeld“ soll der 
Umstand, dass Menschen vom Staat ohne Gegenleis-
tung Geld beziehen, bagatellisiert und normalisiert 
werden. Die Bürger – besser: die ehemaligen Bürger – 

werden zu Transferleistungsempfängern degradiert. Es 
ist ganz klar: So soll ganz offensichtlich der Weg zum 
bedingungslosen Grundeinkommen geebnet werden. 
Das sollte dann aber auch so offen und ehrlich kommu-
niziert und nicht hinter irgendwelchen wohlklingenden 
Begriffen verschleiert werden.

Wir haben in Deutschland seit Langem das Problem, 
dass sich Arbeit immer weniger lohnt. Menschen mit ge-
ringem Einkommen müssen sich mehr Sorgen machen, 
wie sie ihre nächste Heizkostenabrechnung bezahlen 
können als der ALG-II-Empfänger (bzw. nunmehr Bür-
gergeld-Empfänger). Exorbitante Steuern und Abgaben 
machen Arbeit jetzt schon unattraktiv. Das Motto „Arbeit 
lohnt sich immer“ gilt finanziell so leider nur noch für 
den Staat, der so Steuern generiert.

Darüber hinaus haben wir seit Jahren das Problem, dass 
aufgrund der ohnehin zu ho-

hen Sozialleistungen für 
Migranten eine Armut-

seinwanderung in unser 
Land stattfindet. Für diese 

ungute Entwicklung der 
letzten Jahre trägt die CSU 

als langjährige Regierungs-
partei eine erhebliche Mit-

verantwortung.

Auch künftig muss aus unse-
rer Sicht das Prinzip des För-
derns und Forderns Geltung 

haben. Wer die Aufnahme ei-
ner zumutbaren Beschäftigung 

grundlos verweigert, kann nicht 
in gleicher Höhe Leistungen be-

ziehen wie jemand, der dazu bereit 
ist. Das ist grob unsozial und unge-
recht. Klar ist, dass nach Einführung 
des Bürgergeldes der Aspekt des 
„Forderns“ viel zu kurz kommt. Wir 
brauchen eine Aktivierende Grund-
sicherung, die Leistungsanreize 
setzt.

Nein zum BürgergeldNein zum Bürgergeld
Wer arbeitet ist der Dumme. Leistung muss sich lohnen.

Rede im Plenum:Nein zum sog. 
Bürgergeld!
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Buslinien 
in der Umgebung:
901   905   908
909   912   930

München – Landtag
Abgeordneter Jan Schiffers
AfD Fraktion im Bayerischen Landtag
Maximilianeum
Max-Planck-Straße 1
81675 München
jan.schiffers@afd-landtag.bayern

Postanschrift:
Bayerischer Landtag
Maximilianeum
Jan Schiffers, MdL
81627 München

Adresse:
Bürgerbüro Jan Schiffers, MdL
Schützenstraße 12
96047 Bamberg

Tel.  0951 / 914 166-45
Fax: 0951 / 914 166-47
buero@jan-schiffers-mdl.de

Bürozeiten:
Mo., Di., & Do.:	 9.30 - 16.00 Uhr
Fr.:	 9.30 - 13.00 Uhr
Termine nach Vereinbarung

Das Bürgerbüro in Bamberg ist Ihr
Direktkontakt zu mir und damit zur

bayerischen Landespolitik.
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SO ERREICHEN SIE MICH
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„Die Abgeordneten sind Vertreter des Volkes, nicht nur 

einer Partei.“ (Art. 1 Abs. 1 Satz Bayerisches Abgeordne-

tengesetz)

Diesem bedeutenden Ziel möchte ich gerecht werden. 

Hierzu bin ich als Abgeordneter auf einen Austausch mit 

den Bürgern und auch auf Hinweise und Anregungen an-

gewiesen. Durch Sprechstunden, Infoabende oder auch 

über das Wahlkreisbüro haben die Bürger die Möglichkeit, 

direkten Kontakt zu mir aufzunehmen.

Der Alltag eines Abgeordneten bringt es dennoch un-

weigerlich mit sich, dass man viel Zeit in Sitzungen und 

Besprechungen im Landtag und verschiedenen Gre-

mien oder auf Parteiveranstaltungen verbringt- eben 

zusammen mit anderen Politikern oder Mitstreitern in-

nerhalb der Partei. Und damit zwangsläufig in einer Art 

„eigener Welt“.

Schon aus diesem Grund bin ich für Ihre Anregungen 

oder Kritik dankbar. 

Bitte schreiben Sie mir, wenn Sie ein konkretes Anliegen 

haben, wenn Sie von konkreten Entwicklungen in der 

Region betroffen sind oder Sie mir Ihre Eindrücke mit-

teilen wollen oder falls Sie Fragen haben.  

Zuschriften bitte unter Nennung des 

Echtnamens postalisch an:

Jan Schiffers, MdL

Schützenstraße 12

96047 Bamberg

oder per Mail an

buero@jan-schiffers-mdl.de

SIE HABEN EIN ANLIEGEN?
Schreiben Sie mir Bürgerbriefe!

Jeden Monat biete ich allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern aus meinem 
Stimmkreis eine Bürgersprechstunde bzw. Telefonsprechstunde an. So möchte 

ich Ihnen die Möglichkeit geben, Anliegen und Anregungen persönlich mit 
mir zu besprechen. Gerne nehme ich mich Ihren Anliegen an und bemühe 
mich um eine Lösung.

Die Termine werden rechtzeitig auf meinen Social-Media-Kanälen und  
unter www.jan-schiffers-mdl.de angekündigt.

Bürger- und TelefonsprechstundenBürger- und Telefonsprechstunden

Hier können Sie sich über meine Arbeit als Abgeordneter des Bayerischen Landtags informieren:

Folgen Sie mir auch bei:

www.jan-schiffers-mdl.de

JanSchiffersJan.Schiffers.MdL jan.schiffers


